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Umwelt- und Agrarpolitik in der Sackgasse
Ein Jahr Berlakovich – Ein Jahr Stillstand
Pressekonferenz

mit

Abg. z. NR. Mag.a Christiane Brunner, Umwelt- und Energiesprecherin

und

Abg. z. NR DI Dr. Wolfgang Pirklhuber, Landwirtschaftssprecher

Grüner Klub im Parlament, Löwelstraße 12, 1017 Wien

Wien, am 25. November 2009

Baustelle Umwelt

1. Versagen Klima- und Energiepolitik

Österreich wird als einziges Land der EU seine Kyoto-Ziele nicht erreichen. Das bestätigte am 9. November die Europäische Umweltagentur. Das ist mehr als peinlich für das ehemalige Umwelt-Musterland und eine Totalblamage wenige Wochen vor der Kopenhagen-Klimaschutz-Konferenz.

Bis zu einer Milliarde Euro an „Strafzahlungen“ drohen Österreich auf Grund der Nicht-Erreichung des Kyoto-Klimaschutz-Ziels. Bereits heute hat die Regierung 513 Mio. Euro für den Zukauf von Verschmutzungsrechten aus dem Ausland budgetiert (bis 2012) anstatt in Klimaschutz zu Hause zu investieren und damit Arbeitsplätze zu schaffen.

Ökostromverhinderungsgesetz. Ein funktionierendes Ökostromgesetz wurde Stück für Stück kaputt-novelliert – zuletzt vor wenigen Wochen im Nationalrat unter BM Berlakovich, der mit den Stimmen der FPÖ den weiteren Stillstand beim Ökostromausbau in Österreich besiegelte. 

Versagen Atompolitik: Während der Amtszeit von BM Berlakovich verzeichnet Österreich steigende Atomostromimporte sowie eine Mitfinanzierung von Atomprojekten über Euratom und über den Ankauf von Kyoto-Emissionszertifikaten aus den atomaren Nachbarländern. Da ist es schon fast nicht verwunderlich, dass es im gleichen Zeitraum keine ernstzunehmende Widerstände des Ministers gegen die Risiko-AKWs an unseren Grenzen (Temelin, Mochovce) gegeben hat. 

BM Berlakovich stiehlt sich aus der Verantwortung und schiebt die Schuld für das Versagen im Klimaschutz anderen Ressorts und den Bundesländern zu. Österreich muss wieder auf Klimaschutzkurs gebracht werden, dazu braucht es ein unabhängiges und starkes Umweltministerium, das auch die Energieagenden beinhaltet.

Grüne Forderungen für den Klimaschutz:

· Einführung einer aufkommensneutralen CO2-Steuer (fossile Energieträger sollen stärker besteuert und gleichzeitig die Steuern auf den Faktor Arbeit im selben Umfang gesenkt werden) 

· Verabschiedung eines wirksamen Ökostromgesetzes nach deutschem Vorbild (Kein Finanzdeckel, faire Einspeisetarife und längere Förderlaufzeiten). 

· Das seit Jahren angekündigte Klimaschutzgesetz muss jetzt kommen, mit verpflichtenden Reduktionspfaden, überprüfbaren Zwischenzielen und Sanktionsmechanismen.


· Atomkraft hat im Klimaschutz nichts zu suchen. Österreich muss sich in Kopenhagen dafür einsetzen, dass Kernenergie auch in einem Kyoto-Nachfolge-Regime nicht als Lösungsstrategie gegen den Klimawandel anerkannt wird. Der Zukauf von Verschmutzungsrechten aus Ländern mit Atomkraftwerken muss gestoppt werden.

2) Säumigkeit bei Immissionsschutzgesetz-Luft (Reduktion von Feinstaub und NOx)

Die Landesumweltreferentenkonferenz hat im Juni 2008 BM Pröll aufgefordert, gesetzlich „Umweltzonen“ nach dem Vorbild Deutschlands zu ermöglichen. Damit sollen Fahrverbote abgestuft nach dem Luftschadstoff-Ausstoß der Fahrzeuge verordnet werden können. Außerdem sollen die Ausnahmen von den Verkehrsbeschränkungen reduziert werden.

Im Juli 2008 ist das EuGH-Urteil Janecek ergangen, das BürgerInnen das Recht einräumt, einen Aktionsplan mit Maßnahmen gegen die Feinstaubbelastung zu beantragen und in weiterer Folge ein Gericht zur Prüfung des Verwaltungshandelns bzw der Untätigkeit anzurufen. 

Ein Novellierungsentwurf wurde erst im November 2009 vorgelegt. Ein Klagerecht für BürgerInnen im Sinne des EuGH-Urteils Janecek ist darin nicht vorgesehen. Die Begutachtungsfrist endet am 12. Dezember 2009. 

Österreich hat stattdessen einen Aufschub der Frist zur Einhaltung der Feinstaubgrenzwerte bis zum Juni 2011 bei der Kommission beantragt, und zwar für weite Teil Österreichs: 25 Städte/Orte und die Gebiete Reststeiermark, Wiener Umland Süd und Wiener Umland Nord.

Die Kommission genehmigte diesen Aufschub mit Ausnahme für Graz. Hier seien die vorgelegten geplanten Maßnahmen nicht ausreichend, um den Grenzwert zumindest im Juni 2011 einhalten zu können. Siehe Anfrage Abg. Brunner  Nr. 2319/J und Antwort von Berlakovich vom 7. 9. 2009:  http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/J/J_02913/imfname_164673.pdf
http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/AB/AB_02670/pmh.shtml
Am 20. November 2009 erging ein Mahnschreiben der Kommission wegen Verletzung der Luftqualitätsrichtlinie an Österreich.

3) Säumigkeit bei NOx-Aktionsprogramm nach Emissionshöchstmengen-RL

Österreich darf ab 2010 nicht mehr als 103.000 t NOx ausstoßen. Laut Umweltbundesamt wurden 2007 163.000 Tonnen emittiert. Das heißt, es müssen in den Bereichen Verkehr, Industrie und Kleinverbraucher ernste Anstrengungen unternommen werden. Gemäß dem Emissionshöchstmengengesetz 2003 sollte die Bundesregierung ein Programm erlassen, dass die Maßnahmen zur Reduktion nennt und quantifiziert. 2006 sollte bereits die erste Aktualisierung passieren. Die Koordination kommt dem BMLFUW zu. Dort wurden bisher nur beauftragte Studien entgegengenommen (deren Herausgabe übrigens zunächst verweigert). Ergiebigste Maßnahmen zur Reduktion der NOx-Emissionen aus dem Verkehr wären etwa: Roadpricing im gesamten Straßennetz, Anhebung der Mineralölsteuer auf das Preisniveau von D und I.

Ein Aktionsprogramm wurde bis dato nicht vorgelegt.

4) Säumigkeit bei Umsetzung der Aarhus-Konvention

Die dritte Säule der Aarhus-Konvention, die von Österreich 1998 unterzeichnet wurde, harrt noch immer der Umsetzung. BürgerInnen sollen Verstöße gegen Umweltrecht vor Gericht einklagen können.  BM Pröll hatte in einer von den Grünen verlangten Aussprache im Umweltausschuss im Juni 2008 erstmals einbekannt, dass Österreich noch ein Gesetz erlassen muss. Das BMLFUW hat  bis dato nicht einmal einen Ministerialentwurf vorgelegt.

5) Unzulängliche Novellierung des UVP-G

Das Mahnschreiben der EU erging bereits vor über drei Jahren (2006 und 2007). Die Schwellenwerte für die UVP-Pflicht von Vorhaben seien teilweise prohibitiv hoch (insbesondere bei bestimmten Deponiearten, Grundwasserentnahmen, Bodenbe- und -entwässerungsprojekten, Schutz- und Regulierungsbauten), für viele Projektarten sei keine Einzelfallprüfung in sensiblen Gebieten (insbesondere Industrie) vorgesehen. Im März 2007 rügte die Kommission aus Anlass einer Beschwerde der AnrainerInnen des Flughafens Wiens abermals Österreich: die UVP-Schwelle für Flughafenerweiterungen sei zu eng gefasst.  Berlakovich legte erst im Feber 2008 einen Ministerialentwurf vor, der aber gleichzeitig einen Abbau von Verfahrensstandards vorsieht (allerdings auch ein Gebot zur Energieeffizienz für Betriebsanlagen). 

Die Novelle wurde vor dem Sommer beschlossen. Es ist eine Minimalumsetzung der Rügen der EU. Ein in der Zwischenzeit neu ergangenes Urteil des EuGH wurde missachtet:

Zugang zum Feststellungsverfahren für betroffene und interessierte BürgerInnen

Erweiterungen von Anlagen, Projekte in sensiblen Gebieten und Projekte, wo die UVP-Pflicht unklar ist, werden erst dann einer UVP unterzogen, wenn die Behörde dies nach einer Einzelfallprüfung feststellt. Im Zeitraum 1. 1. 2000 bis 1. 3. 2009 endeten 81% der Feststellungsverfahren mit dem Ergebnis: keine UVP notwendig. Nachbarn und Nachbarinnen, Bürgerinitiativen und Umweltorganisationen können weder ein Verfahren beantragen, noch haben sie Parteistellung und Rechtsmittel. Diese Rechtslage steht im Widerspruch zur jüngsten Judikatur des Europäischen Gerichtshofes. In der Rechtssache C-75/08 vom 30. April 2009 hielt der Gerichtshof fest:

„58 Ferner müssen die betroffenen Einzelpersonen, wie auch die anderen betroffenen nationalen Behörden, in der Lage sein, die Einhaltung dieser Prüfungspflicht, die der zuständigen Behörde obliegt, gegebenenfalls gerichtlich nachprüfen zu lassen. Dieses Erfordernis kann, wie im Ausgangsverfahren, die Möglichkeit bedeuten, gegen die Entscheidung, keine UVP vorzunehmen, unmittelbar vorzugehen.“

Wasserkraft: BM Berlakovich gab zwar dem Drängen der E-Wirtschaft nicht nach, eine Bevorzugung der Wasserkraft in der öffentlichen Interessensabwägung wurde nicht verankert. Allerdings konnte BM Berlakovich auch nicht seinen Vorschlag, ein Energieeffizienzgebot zu verankern, durchbringen.
Die Grüne Abweichende Stellungnahme:

http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/I/I_00271/fname_162587.pdf
6) Ökologische Qualitätsziel-VO Fließgewässer nach dem Wasserrechtsgesetz
Die EU-Wasserrahmenrichtlinie hat die Aufrechterhaltung funktionierender Lebensgemeinschaften im Gewässer und damit den Erhalt natürlicher Fließgewässerstrukturen zum Ziel. Dort wo der Zustand schlecht ist, ist er zu verbessern. Dieses Ziel ist 2015 zu erreichen, es gilt aber schon jetzt ein Verschlechterungsverbot.  

Auf dem Weg zur Zielerreichung kommt der Verordnung zur Festlegung von ökologischen Zielen für Oberflächengewässer besondere Bedeutung zu. 

Fakt ist, dass BM Pröll und BM Berlakovich dieser Verordnungsverpflichtung nach der WRG-Novelle 2003 bis jetzt nicht nachgekommen sind.  Die Folge sind unberechenbare und schlechte Einzelfallentscheidungen zugunsten von Wasserkraftwerken.

Eine Verordnung Qualitätszielverordnung Ökologie Oberflächengewässer ist im RIS nicht auffindbar. Die Begutachtungsfrist endete im Oktober 2009.
Der Entwurf des Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans wurde verspätet aufgelegt, die Frist 22. 12. 2009 für die Erlassung wird nicht eingehalten werden können.

Grüne Kritikpunkte gegenüber dem Entwurf:

· Zeitplan zur Maßnahmenumsetzung ist nicht ambitioniert:

· Insgesamt müssen 66% der Fließgewässer in einen guten Zustand gebracht werden. Bis 2015 sollen nur 2% verbessert werden, bis 2021 nur weitere 7%, der Rest erst nach 2021! 

· Grundwasser: Die Lösung der Nitrat-Problematik im Burgenland ist zB bis 2027 aufgeschoben.

· Bei den Fließgewässern konzentrieren sich die Maßnahmen auf Sanierungen selbst dies aber wenig ambitioniert. Mit Fischaufstiegshilen und stufenweise Restwassermengenanpassung wird nicht das Auslangen zu finden sein. Eine Restruktuierung der Flüsse im Kontext der Aubereiche und Landökosysteme (Retentionsräume) ist erforderlich.

· NO GO AREAS fehlen! Gesetzlicher Schutz ökologisch wertvoller Fließgewässerstrecken nach bestimmten Kriterien vor Wasserkraftausbau ist notwendig. Es ist zu spät, wenn erst in den Regionalprogrammen solche areas festgelegt werden.

· Die Wasserkraft wird stattdessen zu stark forciert, das ist WRRL-widrig! Ökologischer Schaden und energetischer Nutzen stehen in keinem Verhältnis. Würden alle technischen Möglichkeiten voll genutzt, würde nur  der jährliche Stromverbrauchszuwachs von ca 2,5% für die nächsten 4,5 Jahre abgedeckt.

· Auswirkungen des Klimawandels sind zu wenig dargestellt: zB Mehrbedarf bei landwirtschaftlicher Bewässerung und bei Beschneiungsanlagen, Zunahme der Gewässererwärmung. Vermehrte Kontrolle und strengere Genehmigungsvoraussetzungen notwendig. 

· Die Gewässerkörper sind nicht genau abgegrenzt, dies müsste parzellenscharf erfolgen. 

· Fließgewässer mit einem Einzugsgebiet unter 10 km2 und Seen unter 50 ha fehlen. 

· Die Heavily Modified Waterbodies werden nicht gekennzeichnet und keine Maßnahmen dafür vorgesehen.

· Die Zustandsbeschreibung und Zielformulierung ist zu ungenau, um konkretes Handeln zu erzwingen.

Baustelle Landwirtschaft
1. Bio-Einstiegstopp ab Herbst 2009, Kürzung beim Agrarumweltprogramm ÖPUL
Die ÖPUL-Betriebe hatten im Herbst 2009 letztmalig die Möglichkeit, in die Maßnahme Biologischer Landbau einzusteigen und damit ab 2010 die Bio-Förderung zu erhalten. Ab nun gilt ein Einstiegsstopp in die Bio-Förderung bis Ende 2013. Diese Maßnahme ist ökologisch kontraproduktiv und widerspricht auch klar der Zielsetzung des Bio-Aktionsprogramms, wonach der Anteil von Bio-Flächen an der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche bis 2010 auf 20% gesteigert werden soll (derzeit 13,4 Prozent). 
Diese Schikane widerspricht auch dem Regierungsprogramm S. 66, wo zu lesen ist:  „Der Biologische Landbau hat bewiesen, dass produktive, umweltschonende und marktorientierte Bewirtschaftung gleichzeitig möglich ist. Der Ausbau der biologischen Landwirtschaft ist daher ein lohnendes Ziel und eine entsprechende Förderung inkl. Vermarktung erforderlich.“

Absurd ist dieser Einstiegstopp auch deshalb, weil der Biolandbau durch den Verzicht auf energieintensive Pflanzenschutz- und Düngemittel, den Aufbau gesunder Humusböden zur CO2-Bindung und Tierhaltung im ökologischen Kreislauf einen entscheidenden Beitrag zum Klimaschutz leistet. So sind - bezogen auf die Fläche - die CO2-Emissionen in der pflanzlichen und tierischen Produktion 30 bis 66 % geringer. Dies wird durch eine neuere Studie
 der Universität für Bodenkultur klar belegt. 
Ebenso wurden Kürzungen im Agrar-Umweltprogramm (ÖPUL 2007-2013) vorgenommen. Allein im Jahr 2007 wurden die Förderungen von 640 Mio. Euro auf 520 Mio. Euro (dh um 130 Mio. Euro) reduziert.
2. Milchmarkt-Desaster bleibt ungelöst
In ganz Europa sanken in den letzten Monaten aufgrund der Erhöhung der Milchquote die Milchpreise ins Bodenlose. Zig-tausende Bäuerinnen und Bauern stehen vor der Entscheidung, ihre Hoftüren für immer schließen zu müssen. Durch Demonstrationen machten sie auf die verheerende Situation aufmerksam und fordern eine flexible Mengenregulierung, damit Angebot und Nachfrage sich einpendeln und damit kostendeckende Erzeugerpreise erreicht werden können. 

BM Berlakovich, der auf EU-Ebene das Milchmarkt-Desaster durch gezielte Überproduktion (Quotenerhöhung) mit beschlossen hat, zeigte sich zu keinen wirkungsvollen Reparaturmaßnahmen bereit. Weder hat der die Forderungen des European Milk Board (EMB) nach einer wirksamen Milchmengen-Steuerung zur Erreichung fairer und kostendeckender Erzeugermilchpreise unterstützt noch hat er auf nationaler Ebene die Saldierung, die Milch-Überlieferer noch belohnt, abgeschafft. Stattdessen wurden Rezepte aus der Mottenkiste wie Exportsubventionen und subventionierte Lagerhaltung geholt. Doch diese haben bereits in den letzten 20 Jahren nur dazu geführt, dass sich die Anzahl der Milchbetriebe in Österreich und in der EU um mehr als die Hälfte verringert hat. Die Zahl der Milchbetriebe in Österreich nahm allein im vergangenen Jahr von 45.847 auf 43.574 ab. Das bedeutet einen Rückgang von 2.273 Betrieben. 
Auf der homepage von „Unser Milchland“ http://www.unsermilchland.at wird die Entwicklung noch drastischer dargestellt. Es findet bereits ein „Countdown“ statt: 

Milchbetriebe in Österreich 2007: 40.905, 

Aktuell Milchbetriebe in Österreich 36.736

3. Betriebsprämienmodell: Wer jetzt schon viel hat, bekomme noch mehr!
Die Vergabe der Betriebsprämien („Direktzahlungen“) ist ein klassisches Beispiel einer ungerechten Verteilung, die zu krassen Wettbewerbsverzerrungen zulasten von Klein- und Mittelbetrieben führt
: 
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Im Jahr 2008 wurden rund 602 Mio. Euro wie folgt vergeben: 
· Rund 53 Prozent vom Förderkuchen gehen an nur 14 Prozent der Betriebe. 
· Rund 70 Prozent der Betriebe werden mit einem Förderungsanteil von weniger als 5.000 Euro jährlich abgespeist. 

· 69 Betriebe bekommen mehr als 100.000 Euro jährlich.

Wer sich kundig mach will, welche Betriebe sogar weit mehr als 100.000 Euro jährlich erhalten, kann sich auf der Transparenzdatenbank kundig machen. Die EU verpflichtet nämlich die Mitgliedstaaten, die Beihilfemaßnahmen im Agrarbereich im Internet zu veröffentlichen (Transparenzdatenbank): http://www.transparenzdatenbank.at
Etliche Agrarförderungen gehen nicht nur an die Landwirtschaft, sondern auch an die Industrie (Exportförderungen an Exporteure): 

Agrana Marketing- und Vertriebsservice GmbH , Wien
Exporte von Ausfuhrerstattungswaren 2.083.102,17 EUR
Agrana Zucker GmbH , Wien

Exporte von Ausfuhrerstattungswaren 1.825.638,23 EUR
Jöbstl Rudolf, Vieh-Fleisch, Handel U. Transport Ges.m.b.H. , Strass in Steiermark

Exporte von Ausfuhrerstattungswaren 781.627,31 EUR
Rauch Fruchtsäfte GmbH & Co GmbH & Co, Rankweil

Exporte von Ausfuhrerstattungswaren 9.507.149,96 EUR
Agrarförderungen an Gutsbetriebe

Liechtenstein Stiftung Fürst, Guts- u Forstbetrieb, 2193 Wilfersdorf
	Zahlung
	Betrag

	Das Bergbauernprogramm - Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete
	2.082,59 EUR

	Das Umweltprogramm - ÖPUL
	530.159,77 EUR

	Investitions-und Regionaloffensive - sonstige Maßnahmen
	155.483,61 EUR

	Direktzahlungen
	895.394,29 EUR

	Summe der Zahlungen von 16.10.2007 bis 15.10.2008
	1.583.120,26 EUR


Hardegg Maximilian, Dipl.-Ing. Guts- u Forstverwaltung Zentrale
Großkadolz 1 2062 Seefeld-Großkadolz (N) 

	Zahlung
	Betrag

	Das Umweltprogramm - ÖPUL
	316.604,25 EUR

	Investitions-und Regionaloffensive - sonstige Maßnahmen
	3.434,00 EUR

	Direktzahlungen
	596.097,92 EUR

	Marktordnungszahlungen
	-635,53 EUR

	Summe der Zahlungen von 16.10.2007 bis 15.10.2008
	915.500,64 EUR


Waldbott-Bassenheim Paul, Halbturn
	Zahlung
	Betrag

	Das Bergbauernprogramm - Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete
	5.611,54 EUR

	Das Umweltprogramm - ÖPUL
	311.102,96 EUR

	Direktzahlungen
	601.600,92 EUR

	Summe der Zahlungen von 16.10.2007 bis 15.10.2008
	918.315,42 EUR


4. Grüne Forderungen für die Agrarpolitik:
· Ausgleichszahlungen und Förderungen sind ausschließlich an die Erbringung gesellschaftlich erwünschter Leistungen in Richtung Natur- und Umweltschutz, Tierschutz und Arbeitsplatzsicherung (Berücksichtigung der Intensität des Arbeitseinsatzes) zu binden.
· Die zentralen Herausforderungen Klimaschutz, Wasserschutz, biologische Vielfalt, erneuerbare Energie sind in den Mittelpunkt einer neuen EU-Agrarpolitik zu stellen. 
· Das Milchquotensystem zur Steuerung der Produktionsmenge ist beizubehalten und grundlegend zu reformieren, um den ProduzentInnen kostendeckende Preise zu garantieren. 
· Sämtliche Exportsubventionen sind unverzüglich einzustellen. Das Lebensmitteldumping auf den internationalen Agrarmärkten und insbesondere in den Entwicklungsländern ist umgehend zu beenden.
· Zur Versorgung mit gentechnikfreien Eiweißfuttermitteln aus europäischer Produktion sind geeignete Programme und Maßnahmen vorzulegen.
Parlamentarische Aktivitäten der Grünen dazu:

Entschließungsantrag betreffend Gestaltung der EU-Agrarpolitik nach 2013

http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/A/A_00820/imfname_169345.pdf
Entschließungsantrag betreffend Klimaschutz in der Landwirtschaft
http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIV/A/A_00759/imfname_167995.pdf
� B. Freyer und M. Dorninger: Aktuelle Leistungen und zukünftige Potentiale der Ökologischen Landwirtschaft für den Klimaschutz in Österreich. Universität für Bodenkultur, Oktober 2008


� Verteilung der Betriebsprämien sh. Grüner Bericht 2009, S. 272
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